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Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


. No. 11. 5 


(No. 1713.) Regulativ, betreffend die Koſten der gutsherrlich- baͤuerlichen Auseinanderſetzun⸗ 
gen, Gemeinheitstheilungen, Abloͤſungen und anderer Geſchaͤfte, die zum 
Reſſort der General-Kommiſſionen, imgleichen der zweiten Abtheilung des 
Innern bei den Regierungen der Provinz Preußen gehoͤren. Vom 25ſten 
April 1836. ö 


F. I. 
Diaͤten und Reiſekoſten der Kommiſſarien. 


1) 1 ie Parteien entrichten an Diaͤten der Kommiſſarien drei Thaler, ſo⸗ 
wohl für die am Wohnorte der Letztern in Angelegenheiten der Par⸗ 
teien verrichteten Geſchaͤfte, als für die Zeit ihres eben dieſer Geſchaͤfte 
wegen außerhalb genommenen Aufenthalts, einſchließlich der Reiſetage. 

2) Die Fuhrkoſten werden den Parteien mit einem Thaler fuͤr die Meile 
in Rechnung geſtellt. 5 

3) Die Kommiſſarien ſind befugt, zur Beſchleunigung ihrer Geſchaͤfte Pro⸗ 
tokollfuͤhrer zuzuziehen, fuͤr welche der Diaͤtenſatz von Zwanzig Silber⸗ 
groſchen in Rechnung gebracht wird. 


8 
Gebuͤhren und Entſchaͤdigungen der Feldmeſſer. 


Dieſe werden mit Vorbehalt der nach erfolgter Reviſion des Reglements 
vom 29ſten April 1813. anderweit zu treffenden Beſtimmungen, vorläufig noch 
nach dieſem Reglement, jedoch mit folgenden naͤheren Modifikationen, feſtgeſetzt: 

1) Die Koſtenrechnungen der Feldmeſſer ſollen von den Auseinanderſetzungs⸗ 

Behoͤrden, unter Beihuͤlfe beſonderer, dieſen zugeordneter Reviſoren, 
geprüft und feſtgeſetzt werden. Die Feſtſetzungs-Koſten treffen immer 
den Feldmeſſer. Ergiebt ſich, daß die nach dem Reglement vom 29ſten 
April 1813. liguidirten Gebühren unverhaͤltnißmaͤßig find, fo fol der 
Reviſor ermeſſen, in wie viel Tagen der Feldmeſſer das Geſchaͤft bei 
gehöriger Anſtrengung fuͤglich haͤtte verrichten koͤnnen, und ſoll darnach 
die Zahl der Arbeitstage feſtgeſtellt, fuͤr jeden derſelben aber nicht weni⸗ 
ger als Ein und ein halber Thaler und nicht mehr als Zwei Thaler 
zum Anſatz gebracht werden. Welcher von beiden Saͤtzen anzunehs 
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men, iſt nach der Wichtigkeit des Geſchaͤfts, der Tuͤchtigkeit der Ar⸗ 
beit und der Einwirkung des Feldmeſſers auf einfache Beilegung der 
Hauptſache zu ermeſſen. e 

2) Verlangen es die Parteien, oder finden die General⸗Kommiſſionen be⸗ 
ſondere Veranlaſſung, die Arbeiten der Feldmeſſer revidiren zu laſſen, 
ſo muß dies beſonders geſchickten Vermeſſungs⸗Beamten aufgetragen 
werden. Wird dabei die Arbeit fehlerfrei gefunden, ſo werden die 
Koſten der Reviſion den Parteien in Rechnung geſtellt. Die Ver⸗ 
theilung der Koſten der Reviſion auf die Letzteren geſchieht in der Re⸗ 
gel nach eben den Grundſaͤtzen, wonach die Vermeſſungskoſten repar⸗ 
tirt werden. Iſt aber die von den Parteien verlangte Reviſion nicht 
von der Mehrheit derſelben, ſondern von der Minderzahl in Antrag 
gebracht, ſo muͤſſen die Letzteren, wenn die Arbeit fehlerfrei gefunden 
wird, die Koſten allein tragen. Fehlerhafte Arbeiten find dagegen nach 
dem Ermeſſen des Reviſors und deſſen Verſtaͤndigung mit dem zur 
Leitung der Sache berufenen Spezialkommiſſarius, von dem bis dahin 
beſchaͤftigten, oder einem andern damit zu beauftragenden Feldmeſſer 
auf Koſten desjenigen, welchem dieſe Fehler zur Laſt fallen, zu verbeſ⸗ 
fern, auch treffen den Letzteren in ſolchem Falle die Reviſionskoſten. 

3) Für die von den Reviſoren an ihrem Wohnorte verrichteten Arbeiten 
werden den Intereſſenten Zwei Thaler Diaͤten, fuͤr die außer ihrem 
Ae verrichteten Geſchaͤfte aber Drei Thaler in Rechnung 
geſtellt. f 

4) An Fuhrkoſten der Feldmeſſer werden den Parteien Zwanzig Silber⸗ 
groſchen fuͤr die Meile angeſetzt. a f a 

Wegen der Fuhrkoſten der Reviſoren kommt die Beſtimmung F. 1. Nr. 2. 

zur Anwendung. 


e 
Entſchaͤdigung der Schiedsrichter, Kreisverordneten und anderer 
Sachverſtaͤndigen. | 


Ihnen gebühren Reiſe- und Zehrungskoſten, die erſteren nach den Saͤtzen 
von Zehn Silbergroſchen bis Einen Thaler für die Meile, die letzteren nach 
den Satzen von Zwanzig Silbergroſchen bis zu Zwei Thalern für den Tag. 
Welcher dieſer Säge oder welcher Mittelſatz anzuwenden iſt, hat die feſtſetzende 
Behörde mit Ruͤckſicht auf die Standesverhaͤltniſſe und die Erheblichkeit der 
Leiſtungen zu ermeſſen. f 

Werden oͤffentliche Beamte, oder auf beſondere Remuneragtion für ihre 
Dienſtleiſtungen angewieſene Techniker zu Schiedsrichtern oder Stellvertretern 
der Kreisverordneten ernannt, oder als Sachverſtaͤndige zugezogen, ſo muͤſſen 
ihnen die nach ihren Dienſt⸗Inſtruktionen, oder ſonſt nach beſonderen Feſtſetzun⸗ 
gen zuſtaͤndigen Verguͤtungen, in deren Ermangelung aber Diäten und Neiſe⸗ 
Koſten nach den im Regulgtiv vom 28ſten Juli 1825. beſtimmten, auf ihr Dienſt⸗ 
Verhaͤltniß anwendbaren Saͤtzen, gezahlt werden. 


6. 4. 


8 
: J. 4. g 
Urtels⸗ und Exekutionsgebuͤhren, Kaſſenquote und Kopialien. 


Außer den im Vorſtehenden beſtimmten Diaͤten, Gebuͤhren und Entſchaͤ⸗ 

digungen haben die Parteien folgende Koſten zu entrichten, als: 

1) Urtelsgebuͤhren für die Entſcheidungen der Reviſionskollegien und des 
Geheimen Ober⸗Tribunals, reſp. nach der Gebuͤhrentaxe fuͤr die Lan⸗ 
des⸗Juſtizkollegien vom 23ſten Auguſt 1815. und den fuͤr das Geheime 
Ober-Tribunal beſtimmten Saͤtzen 

2) einen Zuſchlag von zwei Prozent zu den liquidirten Koſten, Behufs 
der Kaſſen verwaltung; i 

3) die Kopialien, ſowohl diejenigen, welche bei den Auseinanderſetzungs⸗ 
Behoͤrden, als bei den Spezialkommiſſionen auflaufen; 

4) die Exekutionsgebuͤhren, und zwar wegen der von den General⸗Kom⸗ 
miſſionen ſelbſt, oder deren Spezialkommiſſarien verfuͤgten Exekutionen 
nach der Sporteltaxe für die Oberlandesgerichte, und überhaupt 

5) alle Koſten, welche die Natur der baaren Auslagen haben. 


F. 5. 
Vorſchriften, das Geſchaͤftslokal und die Verpflegung betreffend. 


Den Kommiſſarien, Schiedsrichtern, Kreisvermittelungs⸗Behoͤrden, Feld⸗ 
meſſern und anderen zu den Auseinanderſetzungsgeſchaͤften abgeordneten Beam⸗ 
ten und Sachverſtaͤndigen, ſoll das Lokal zu den abzuhaltenden Terminen, je 
nach der dargebotenen Gelegenheit, an ordentlicher Gerichtsſtaͤtte oder in dem 
Geſchaͤftslokal der Kommunalbehoͤrde angewieſen werden. 

Wo die Hertlichkeit dies nicht geſtattet, muß ein geeignetes Lokal zu Ab⸗ 
haltung der Termine für Rechnung der Intereſſenten beſchafft, auch den ger 
nannten Perſonen und den von den Kommiſſarien zugezogenen Protokollfuͤhrern, 
ſowohl in den Staͤdten als auf dem Lande, von den Intereſſenten freie Woh⸗ 
nung nebſt Heizung und Erleuchtung gewaͤhrt werden. Bekoͤſtigung haben fie 
nicht zu fordern. Wird fie ihnen aber gewaͤhrt, fo koͤnnen fie dieſelbe, auch ohne 
Uebereinkunft wegen der Verguͤtung, annehmen. In ſolchem Falle koͤnnen ih⸗ 
nen jedoch fuͤr die Verpflegung nicht mehr, als taͤglich acht bis funfzehn Sil⸗ 
bergroſchen abgefordert werden. Nückfihtlih der Kommiſſarien und Kreisver⸗ 
mittelungsbehoͤrden muͤſſen die Liquidationen dieſer Verguͤtungsſaͤtze laͤngſtens in⸗ 
nerhalb Jahresfriſt nach beendigtem Auftrage bei der Generalkommiſſion, ruͤck⸗ 
ſichtlich der uͤbrigen zur Sache gezogenen Perſonen aber ſogleich nach beendig⸗ 
tem Geſchaͤfte, bei dem leitenden Kommiſſarius, bei Verluſt des Anſpruchs ein⸗ 
gereicht werden. 


$. 6. 
Reiſe⸗ und andere Koften der Parteien und ihrer Bevollmächtigten. 
Für perſoͤnlich abgewartete Termine Finnen die Parteien in den von den 


Generalkommiſſlonen geleiteten Angelegenheiten keine Reiſe⸗, Zehrungs⸗ und 
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Verſaͤumnißkoſten liguidiren. Nur in den $. 75. litt. b. e. der Verordnung vom 
20ſten Juni 1817. beſtimmten Faͤllen find die aus der Mitte der Intereſſenten 
beſtellten Bevollmaͤchtigten berechtigt, von ihren Machtgebern dergleichen zu for⸗ 
dern. Auch koͤnnen die Parteien einander die an ihre Mandatarien, Konſulen⸗ 
ten und Beiſtaͤnde zu zahlenden Gebuͤhren und Koſten der Regel nach nicht in 
Rechnung ſtellen. Dies findet ſowohl bei den zur Inſtruktion und Entſcheidung 
gediehenen Streitigkeiten, als bei den uͤbrigen zur Auseinanderſetzung gehoͤrigen 
Verhandlungen, Anwendung. Nur wenn ein Dritter nach L. 211. der Verord⸗ 
nung vom 20ſten Juni 1817. zu den Koſten der Auseinanderſetzung gar nicht 
beizutragen ſchuldig iſt, kann er zwar nicht fuͤr ſich ſelbſt, wohl aber fuͤr ſeinen 
Bevollmaͤchtigten, wenn dieſer nicht zu den Mit⸗Intereſſenten der Auseinander⸗ 
ſetzung gehört, Reiſe- und Zehrungskoſten erſtattet verlangen. Dieſe werden 
nach den perſoͤnlichen Verhaͤltniſſen des Bevollmaͤchtigten beſtimmt, find jedoch 
alsdann, wenn fie für den Mandanten ſelbſt, falls dieſer dergleichen zu liquidi⸗ 
ren hätte, nach perſoͤnlichen Verhaͤltniſſen deſſelben, im geringeren Betrage feſt⸗ 
zuſetzen waͤren, einer Ermaͤßigung bis auf dieſen Betrag unterworfen. 

In den zur Appellation geeigneten Angelegenheiten kann die obſiegende 
Partei auch den Erſatz der Mandatariengebuͤhren zweiter und dritter Inſtanz 
von dem Gegentheile verlangen, ſo weit dieſer zur Koſtenerſtattung uͤberhaupt 
verpflichtet iſt. Daſſelbe findet bei den Koſten des Rechtsmittels der Nichtig⸗ 
keitsbeſchwerde ſtatt. 


98 75 
Einziehung und Auszahlung der Koſten durch die General: 
Kommiſſionen. 5 


„Die Koſten werden immer nur auf Anweiſung der Generalkommiſſion 
gezahlt, deren Ermeſſen es uͤberlaſſen bleibt, ob die Zahlung unmittelbar an die 
Empfänger, oder zur Kaffe der Generalkommiſſion zu leiſten iſt. Auch die bei 
den Reviſionskollegien und dem Geheimen Ober-Tribunal auflaufenden Koſten 
werden durch die Generalkommiſſion eingezogen. 


F. 8. g 
Koſten⸗Vorſchuͤſſe. 


Der Regel nach werden die Koſten erſt dann, wenn ſie verdient ſind, 
von den Intereſſenten eingezogen. 
Es koͤnnen aber 

1) von den Extrahenten der Auseinanderſetzung angemeſſene Koſtenvor⸗ 
ſchuͤſſe erhoben werden; auch find die Auseinanderſetzungsbehoͤrden be⸗ 
fugt, bis zur Berichtigung des geforderten Koſtenvorſchuſſes mit der 
Einleitung der Auseinanderſetzung anzuſtehen. 

2) Behufs der Vermeſſungen und Bonitirungen ſollen dergleichen Vor⸗ 
ſchuͤſſe von ſaͤmmtlichen Intereſſenten nach Verhaͤltniß ihrer Theilneh⸗ 
mungsrechte eingezogen werden. 

In den Fallen aber, wo nach dem Befinden der Kommiſſion die 
Vermeſſung und Bonitirung der zum Umſatze kommenden Grundſtuͤcke 
i ent⸗ 
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entbehrlich iſt, ſollen diejenigen, welche ſolche dennoch begehren (efr. $. 112. 

u. f. der Verordnung vom 20ſten Juni 1817.), die dazu erforderlichen 

Bolten Lolſchie ßen. 5 f 
3) Eben ſo koͤnnen verhaͤltnißmaͤßige Koſtenvorſchuͤſſe bei entſtehenden 
Streitigkeiten von demjenigen eingezogen werden, welcher ein ſtreitiges 
Theilnehmungsrecht behauptet, oder ſonſt nach allgemeinen Grundſaͤtzen 
Klaͤgers Stelle zu uͤbernehmen haben wuͤrde, ferner von den Parteien, 
welche dem von dem Kommiſſarius vorgelegten Auseinanderſetzungs⸗ 
Plan oder Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſe widerſprechen, endlich nach erfolg⸗ 
ter Entſcheidung von denen, welche die dagegen zugelaſſenen Rechts⸗ 
mittel einlegen. m 
Die Einforderung des Koſtenvorſchuſſes iſt jedoch niemals weiter aus⸗ 
zudehnen, als auf denjenigen Betrag der Koſten, welcher der betreffen⸗ 
den Partei nach Verhaͤltniß ihres Theilnehmungsrechts, oder je nach⸗ 
dem fie fachfällig werden ſollte, zur Laſt fallen kann. Auch find der⸗ 
gleichen Vorſchuͤſſe der Regel nach in keinem größeren Betrage zu er⸗ 
heben, als zu den auf Jahresfriſt erforderlichen Ausgaben nothwendig 
iſt; wohl aber find dieſelben, je nachdem fie durch die wirklichen Aus⸗ 
gaben aufgeraͤumt worden, zu erneuern. 


$. 9. 
Erleichterungen im Betreff der Auseinanderſetzungskoſten. 


Im Uebrigen werden die den Parteien wegen der Auseinanderſetzungs⸗ 
Koſten zugeſtandenen Erleichterungen, wie folgt, beſtaͤtigt und erweitert: 

1) ſoll denſelben die Stempelfreiheit wegen aller von der Auseinander⸗ 
ſetzungsbehoͤrde, oder deren Abgeordneten, oder ſonſt im Auftrage und 
auf Requiſition derſelben, nicht minder wegen der in den vorgeſetzten 
Inſtanzen gepflogenen Verhandlungen zu Statten kommen; 

2 ſollen denſelben wegen aller dieſer Verhandlungen, einſchließlich der aus 
den Hypothekenbuͤchern und den Akten der Gerichte, oder andern Be⸗ 
hoͤrden zu ertheilenden Auskunft, außer den in J. 1. ff. beſtimmten 
und ſonſt zur Kategorie der baaren Auslagen gehoͤrigen Koſten, kei⸗ 
nerlei Sporteln und Gebuͤhren, weder von den Generalkommiſſionen 
und den vorgeſetzten Inſtanzen, noch von den durch dieſelben beauf⸗ 
fe und requirirten Gerichten oder ſonſtigen Behoͤrden zur Laſt ge⸗ 
etzt werden; d 

3) eben dieſe Beguͤnſtigungen (1. und 2) finden ſtatt bei allen auf Grund 
der Auseinanderſetzungen in den Hypothekenbuͤchern vorzunehmenden 
Eintragungen und Loͤſchungen; 

4) bei den Portokoſten ſollen die Parteien in dem Maaße erleichtert wer⸗ 
den, daß bei Aktenverſendungen ſtatt der Portotaxe für Schriften ($. 11. 
des Poſttax⸗Regulativs) nur das Porto für Waaren (Packetporto, 
F. 23. ff. a. a. O.) zu erheben iſt; 8 

5) die vorſtehenden Beſtimmungen finden ihre Anwendung nicht bloß auf 
die Hauptgegenſtaͤnde der Auseinanderſetzungen, deren e, 
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Ausführung und die hierher gehörigen Verhandlungen und Ausferti⸗ 
gungen, Mittheilungen und Auskuͤnfte, ſondern auch auf die hiermit 
zuſammenhaͤngenden, oder auf Veranlaſſung und Betrieb der General 
und Spezialkommiſſionen damit in Verbindung geſetzten Nebenpunkte 
und Zwiſchenverhandlungen, als wegen der Grenzberichtigungen, der 
Berichtigung des Legitimationspunkts, der auszuſtellenden Vollmachten, 
der Subhaſtationen zum Behuf der Auseinanderſetzung ($. 107. der 
Gemeinheitstheilungsordnung vom Tten Juni 1821.) u. ſ. w.; 

eben dieſe Sportel⸗, Stempel⸗ und Portofreiheit ſoll den Parteien 
auch wegen der bei den Gerichten, oder andern Behoͤrden extrahirten 
Nachrichten und Beſcheinigungen aus den Akten und Hypothekenbuͤ⸗ 
chern zu Statten kommen, wenn ſie ſich durch eine Verfuͤgung der Ge⸗ 
neralkommiſſion oder eines Abgeordneten derſelben uͤber die ihnen ge⸗ 
machte Auflage zur Beibringung ſolcher Nachweiſungen legitimiren. 


— 


6 


i $. 10. 
Insbeſondere bei den Regierungen. 


Gleiche Verguͤnſtigungen ($. 9.) ſollen den Parteien bei den Auseinander⸗ 
ſetzungen zu Statten kommen, welche von den Regierungen in den dieſen über- 
tragenen Guͤterverwaltungen geleitet werden. Auch ſollen in dergleichen Faͤllen 
den außer dem Fiskus intereſſirenden Parteien keine mehreren, als die von den 
Regierungen bewilligten Diaͤten, Gebuͤhren und Reiſekoſten der Kommiſſarien 
und zugezogenen Sachverſtaͤndigen, und auch dieſe nur verhaͤltnißmaͤßig, zur Laſt 
geſetzt werden. 


F. 11. 
Imgleichen bei andern Behoͤrden. 


Laſſen die Parteien ihre von den Kreisvermittelungsbehoͤrden oder ſonſt 
ohne Dazwiſchenkunft der Auseinanderſetzungsbehoͤrden geſchloſſenen Vergleiche 
gerichtlich aufnehmen, fo finden auf dieſen Akt und die Verſendungen der Ver⸗ 
handlungen an die Generalkommiſſionen, Behufs deren Beſtaͤtigung, die Be⸗ 
ſtimmungen des F. 9. ebenfalls Anwendung. 


F. 12. 
Verbot anderweiter Remunerationen. 


Die Kommiſſarien, Feldmeſſer oder andere bei den Auseinanderſetzungs⸗ 
Geſchaͤften gebrauchten Perſonen dürfen ſich, bei Vermeidung der in F. 360. 
und 361. Tit. 20. Th. 2. des Allgemeinen Landrechts beſtimmten Strafen, ohne 
ſpezielle Genehmigung des vorgeſetzten Miniſteriums fuͤr die ihnen uͤbertragenen 
Geſchaͤfte von den Parteien keine groͤßern, als die normirten Remuneratlonen 
bedingen oder annehmen. 


9.13. 
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$. 13. 
Streitigkeiten über Koftenvertheilung. 


Streitigkeiten unter den Parteien über die Verpflichtung der Koſten ge⸗ 
hoͤren in den wegen der Hauptſache ſtattfindenden Rechtsgang. Alle uͤbrigen, 
den Koſtenpunkt betreffenden Differenzen und Beſchwerden ſind in dem Falle, 
wenn die Intereſſenten ſich bei den Feſtſetzungen der Auseinanderſetzungsbehoͤrden 
nicht beruhigen, im Wege des Rekurſes zur Entſcheidung des vorgeſetzten Mi⸗ 
niſteriums zu bringen. 

Berlin, den 25ſten April 1836. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. Brenn. 


(No. 1714.) Inſtruktion der General⸗Kommiſſionen in Beziehung auf das Koſten⸗Regulativ 
vom 25ſten April 1836. D. d. 16ten Juni 1836. 


K. 1. 


1) De Remuneration der Oekonomie⸗Kommiſſarien, welche von den zur Remunera⸗ 
Ausfuͤhrung der Gemeinheitstheilungen, Ablöfungen und gutsherrlich⸗ hon,per Defo- 
baͤuerlichen Regulirungen beftellten Behörden befhäftigt werden, fol ih⸗ mifjarien. 
nen theils in unfixirten, theils in firieten Didten ſtufenweiſe, je nach ihrem 
Dienſtalter und ihrer Auszeichnung von Zwei bis zu Vier Thalern ge⸗ 
waͤhrt werden, ſo jedoch, daß beide Gattungen von Diaͤten zuſammen 
gerechnet den Satz von Vier Thalern nicht uͤberſteigen. 

2) Fixirte Diäten koͤnnen nur denjenigen Oekonomie⸗Kommiſſarien zu Theil 
werden, welche ſich jenen Geſchaͤften ausſchließlich widmen und ſich durch 
ihre Geſchaͤftsfuͤhrung auszeichnen. Sie werden nach dem Ermeſſen der 
Behörden (F. 4.) im Betrage von Einem, Ein und ein halb und Zwei 
Thalern gewaͤhrt. Nur bei ſehr großer Verdienſtlichkeit koͤnnen ſie bis 
auf Drei Thaler erhoͤht werden. 

3) Ale mit fixirten Diäten angeſtellte Oekonomie⸗Kommiſſarien beziehen da⸗ 
neben fuͤr die Tage ihrer Beſchaͤftigung ſowohl am Wohnorte, als fuͤr 
ihren, der Auseinanderſetzungsgeſchaͤfte wegen, außerhalb demſelben genom⸗ 
menen Aufenthalt, einſchließlich der Reiſetage, temporaire Diaͤten, jedoch 
in beiderlei Arten von Diäten nicht weniger als Zwei und einen halben 
und nicht mehr als Vier Thaler. 

4) Die unfiyieten Kommiſſarien werden für die Tage ihrer Beſchaͤftigung 
mit Zwei Thalern bis Zwei und einem halben Thaler temporgirer Diaͤ⸗ 
ten remunerirt. 

(No. 1713 — 1714) $. 2. 
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8 §. 2. 
„„temnneras Den oͤkonomiſchen Hülfsarbeitern (elr. $$. 58. 59. der Verordnung vom 
sion der Helfe 20ſten Juni 1817.) werden für die Tage ihrer Beſchaͤftigung temporaire Diäten 
Arbeiter. von Einem und einem Drittheil bis zwei Thalern zugeſtanden. 


5 x $. 3. 

Remunera⸗ Den Kreis⸗Juſtiz-Kommiſſarien und andern Spezial⸗Kommiſſarien aus 
tial Komi der Klaſſe der Juſtiz⸗Beamten (efr. H. 61 —64. der Verordnung vom 20ſten Juni 
anten ans der 1817.) gebühren für die Tage ihrer Beſchaͤftigung nur temporaire Diäten nach 
feat! dem Satze von Zwei und einem halben Thaler. 

Ausnahmsweiſe koͤnnen denjenigen, welche ſich den Geſchaͤften der Aus⸗ 
einanderſetzungs⸗Behoͤrden ausſchließlich widmen, auch fixirte Diaͤten bewilligt 
werden. 

F. 4. 


Bewillgun: Zur Bewilligung der firirfen Diäten, Feſtſtellung des Satzes temporairer 
un Diäten für die firieten Kommiſſarien und des hoͤhern Satzes der temporairen 
des Mute. Diäten für die unſzirten Kommiſſarien und öokonomiſchen Gehülfen muß die 
lich it. er doit weben des Minifterii des Innern für Gewerbe-Angelegenheiten einge⸗ 

olt werden. N 


F. 5. 
Beſendere 1) Die Beſchaͤftigung auf fieben Stunden wird für einen Arbeitstag ge 


für be Al VE a in ei 
daten der 2) Arbeiten, die einen größeren Zeitaufwand erfordern, oder ſich in einer 
1 0 geringeren Zeit beftreiten laſſen, werden nach Verhaͤltniß des Zeitbedarfs 


in Dreißigtheilen eines Arbeitstages berechnet. 2 i 

3) Fuͤr Termine außer dem Wohnorte des Kommiſſarii wird immer ein 
ganzer Arbeitstag angeſetzt, wenn dazu auch weniger Zeit als ſieben 
Stunden verwandt ſind. 

4) In keinem Falle koͤnnen fuͤr den an einem Kalendertage abgehaltenen 
Termin mehr als eintägige Diaͤten liquidirt werden, wenn derſelbe auch 
laͤnger als ſieben Stunden gedauert haͤtte. 

5) Fuͤr die Kalendertage, wofuͤr volle Termins⸗Gebuͤhren in Anſatz kommen, 
koͤnnen den naͤmlichen Parteien nicht noch andere Arbeiten in Rechnung 
geſtellt werden. i 

6) Für die auf Reiſen verwendete Zeit paſſiren immer befondere Diäten, 
wenn dieſelbe auch mit andern zur Liquidation geſtellten Geſchaͤften in 
Einen Kalendertag fallen. ü 

7) Fallen in dem Zeitraum, waͤhrend deſſen der Kommiſſarius außer ſeinem 
Wohnorte beſchaͤftigt iſt, Sonn- und Feſttage, oder andere von feiner 
Willkuͤhr unabhaͤngige, und nicht etwa durch ſeine eigene Behinderung 
veranlaßte Unterbrechungen der Geſchaͤfte vor; ſo werden auch dieſe Tage 
zur Liquidation verſtattet. 

8) Doch gilt auch von dieſen Tagen die unter Nr. 5. getroffene Be⸗ 
ſtimmung. f 

9) Die 
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9) Die vorſtehenden Vorſchriften finden ſowohl bei Feſtſetzung der tempo⸗ 
rairen Diäten der firirten und unfxirten Kommiſſarien, als für die den 
Parteien in Anrechnung zu bringenden Koſten Anwendung. 


In uebrigen behält es bei der ſchon beſtehenden Einrichtung fein Ber 
wenden, wonach die Kommiſſarien uͤber die von ihnen beſorgten Geſchaͤfte be⸗ 
ſondere Tagebücher zu halten haben, die fe vierteljährig den General⸗Kommiſ⸗ 
fionen Behufs der Prüfung ihrer Liquidationen einreichen müffen. In dieſen 
Tagebuͤchern muͤſſen insbeſondere die abgehaltenen Termine genau verzeich⸗ 
net werden. 


§. 6. 

An Fuhrkoſten erhalten die Kommiſſarien diejenigen Säge, welche nach für die Fubr⸗ 

dem Regulativ §. 1. Nr. 2. den Parteien in Rechnung geſtellt werden. Dar⸗ A un 
unter find Wagenmiethe, Chauſſee⸗, Brücken» und Faͤhrgelder mit begriffen. 
Auch iſt der Kommiſſarius gehalten, dafuͤr die Fortſchaffung des von ihm zu⸗ 
gezogenen Protokollfuͤhrers zu uͤbernehmen. Außer dieſem Falle werden die 
Hekonomie⸗Kommiſſarien von der Befolgung der Vorſchrift in $. 10. der Ver⸗ 
ordnung vom 28ſten Juni 1825. wegen der gemeinſchaftlichen Reiſen mehrerer 
Kommiſſarien entbunden. N 

Vermag der Liquidant nachzuweiſen, daß er auf die Reiſe einen groͤßeren 
Koſtenaufwand, als ihm nach den hier beſtimmten Pauſch⸗Saͤtzen zuſtaͤndig iſt, 
habe verwenden muͤſſen, ſo ſollen ihm die wirklich verwandten Koſten aus der 
Kaſſe verguͤtet, den Parteien aber nicht angeſetzt werden. 

Im Uebrigen verſteht es ſich von ſelbſt, daß die Reiſekoſten, welche aus 
den in Einer Tour an verſchiedenen Orten abgemachten Geſchaͤften erwachſen, 
unter die verſchiedenen Parteien vertheilt werden muͤſſen, und daß es durchaus 
nicht ſtatthaft iſt, in Faͤllen dieſer Art, den Intereſſenten des einen oder des 
andern Geſchaͤfts die Reiſekoſten nach der Entfernung jedes einzelnen Ortes von 
dem Wohnorte des Kommiſſarius in Anſatz zu bringen. 


G 7. 

1) Die Mitglieder und Affefforen der General⸗Kommiſſionen beziehen für Von den Diä⸗ 
Geſchafte außer ihrem Wohnorte Diäten und Neifekoften nach der Ver⸗ In und Reit 
ordnung vom 28ſten Juni 1825. ; glieder, Aſſeſſo⸗ 

2) Sie konnen jedoch für die an ihrem Wohnorte als Spezial⸗Kommiſſa⸗ ven um he 
rien vorgenommenen Arbeiten für ſich ſelbſt nichts liquidiren. Wohl General⸗Kom⸗ 
aber find dieſe von ihnen als Spezial⸗Kommiſſarien verrichteten haͤus⸗ miſſionen. 
lichen Arbeiten den Parteien für die Kaſſe eben fo in Anſatz zu bringen, 
wie bei andern Kommiſſarien. BEE, | 

3) Dieſe Regeln (1. und 2) finden auf die bei den General-Rommiffionen 
mit firivten Diaͤten oder ohne beſtimmte Remunerationen beſchaͤftigten 
Huͤlfsarbeiter keine Anwendung; vielmehr ſind auf dieſe die Beſtimmun⸗ 
gen . 1. und 4. anwendbar. | 


Auch bleibt es dem Miniſterio des Innern für. Gewerbe⸗Angelegenhei⸗ 


ten vorbehalten, den mit geringeren als Zwei Thalern ſpirten Diäten remune⸗ 
Jahrgang 1836. (No. 1714.) Ee rir⸗ 


* 
rirten Aſſeſſoren temporaire Diäten fuͤr die an ihrem Wohnorte verrichteten 


Geſchaͤfte zu bewilligen. 


9. 8. 

Beſtimmun⸗ 1) Der Regel nach behalten die ſchon mit firirten Diaͤten angeſtellten Kom⸗ 
gef der bie miſſarien die ihnen bereits bewilligten Säge, ſowohl an firicten, als tem⸗ 
bergen Diä⸗ porairen Diaͤten. JJ. 
tenſäͤtze. 2) Es bleibt jedoch dem Miniſterio des Innern vorbehalten, die fixirten 


Diaͤten derſelben unter beſondern Umſtaͤnden zu ermaͤßigen und dagegen 
die ihnen zukommenden temporairen Diäten verhaͤltnißmaͤßig zu. erhöhen. 
3) Da auch die Stellung der bisher ſchon mit fixirten Diäten angeſtellten 
Kommiſſarien durch die Beſtimmungen im H. 5. erheblich verbeſſert iſt; 
ſo bleibt ebenfalls vorbehalten, bei dem ihnen bisher zugeſtandenen Satze 
der temporairen Diaͤten fuͤr haͤusliche Arbeiten eine billige Ermaͤßigung 
a eintreten zu laſſen. f 
4) Die Pauſchſumme, welche hin und wieder den Kreis⸗Juſtiz⸗Kommiſſarien 
ſtatt der Liquidationen fuͤr haͤusliche Arbeiten bewilligt ſind, fallen ſogleich 
fort und ſollen auch fuͤr die Zukunft nicht mehr bewilligt werden. 


Dagegen ſind dieſelben fuͤr ihre haͤuslichen Arbeiten gleich andern 
Kommiſſarien zu liquidiren befugt. 


9. 

Erhebung mä⸗ Finden die vorgeſetzten Behoͤrden Veranlaſſung, von den Parteien, bei 
ö ane falt Objekten von 500 Thalern und darunter ſtatt der Koſten⸗Erhebung nach ſpeziel⸗ 
der Kosten. len Berechnungen maͤßige Pauſchſummen zu erheben Cefr. $. 16) fo muͤſſen ſich 
auch die Kommiſſarien mit dieſen Pauſchſummen wegen aller ihnen und den 
Protokollfuͤhrern zuſtaͤndigen Diäten und baaren Auslagen begnügen. Vermoͤ⸗ 
gen ſie jedoch darzuthun, daß ihre baaren Auslagen mehr betragen, ſo ſoll ihnen 
der zweckmaͤßig verwendete Betrag aus der Kaſſe verguͤtet, den Parteien aber 

nicht angeſetzt werden. 


1756380 8801070 


Diäten der Fuͤr die von den Kommiſſarien zugezogenen Protokollführer paſſiren nach 
prkskellfühe wie vor Zwanzig Silbergroſchen Diäten, ſowohl fuͤr Kommiſſtons⸗ und Reiſe⸗ 
: tage, als für deren beſonders nachzuweiſende Beſchaͤftigung bei den Arbeiten im 
Wohnorte des Kommiſſarius. Raus Kt 
Für die Zeit des Aufenthalts an beſonders theuren Orten, kann denſel⸗ 
ben jedoch eine Zulage von täglich Zehn Silbergroſchen bewilligt werden. 


Inwieweit Außer demjenigen, was den Kommiſſarien und Protokollfuͤhrern in dem 
den Kommiſſa⸗ 8 RR 2 37221 IL 

den ablegt für Negulativ wegen des von den Parteien N gewaͤhrenden Unterkommens und 
ihr Unterfom: Bekoͤſtigung nachgelaſſen iſt, bleibt die Beſchaffung derſelben lediglich ihre 
en, Ab Im Sache. Auch liegt ihnen die Erſtattung der für ihre Bekoöſtigung, nach $- 5. 
ſorgen. des Regulativs von den Parteien liquüdirten Verguͤtung bb lech = D 8 
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Bislei F. 12. 5 5 

„ Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden haben die Liquidationen der Kom⸗ Verſchrſten 
miſſarien der forgfältigfien Prüfung zu unterwerfen, und es wird ihnen nicht fun die Pri- 
bloß die Autoriſation ertheilt, ſondern auch die Pflicht auferlegt, dieſelben uͤber⸗ mä iguug der 
all auf den zweckmaͤßig verwendeten Koſtenbetrag zu ermaͤßigen; die Diäten fin Kiruidationen. 
entbehrliche und ungenügende Arbeiten, oder unzeitig abgebrochene Verhandlun⸗ 

gen, nicht minder die Reiſekoſten fuͤr unpaſſend vervielfaͤltigte Termine ganz 

oder zum Theil zu verſagen. Dies foll auch in den Fällen ſtattfinden, wenn 

die Kommiſſarien mit großen Koſten aus der Ferne zureiſen, um unbedeutende 

Geſchaͤfte, die auf ihre Requiſition ganz fuͤglich von andern in der Naͤhe woh⸗ 

nenden Beamten abgemacht werden koͤnnen, zu erledigen, oder wenn die Kom⸗ 

miſſarien die Gelegenheit nicht benutzen, die Geſchaͤfte in nahe belegenen Ort⸗ 

ſchaften in Einem Zuge abzumachen. Insbeſondere kommt es bei der Feſtſtel⸗ 

lung der auf die Geſchaͤfte anzuſchlagenden Zeit nicht darauf an, wie viel da⸗ 

von wirklich verwandt worden, ſondern wie viel davon ein faͤhiger Geſchaͤfts⸗ 

mann zu verwenden gehabt haͤtte. Ruͤckſichtlich der Termine liegt den Kom⸗ 

miſſarien ob, die Gründe ſpeziell zu den Akten zu bemerken, weshalb die Ver⸗ 
handlungen nicht fortgeſetzt werden konnten, ſondern abgebrochen werden muß⸗ 

ten, um der Behoͤrde dadurch Anhalt zu einem befriedigenden Ermeſſen zu ge⸗ 

ben, ob die Kommiſſarien ruͤckſichtlich der ordnungsmaͤßigen Fortfuͤhrung der 
begonnenen Verhandlungen ihre Obliegenheiten erfüllt, oder Termine und Rei⸗ 

fen unnüg vervielfältigt haben. Es iſt nicht minder darauf zu halten, daß die 
Kommiſſarien in Einem Zuge und zweckmaͤßiger Reihefolge die Geſchaͤfte in 

den nahe belegenen Ortſchaften vornehmen und den Parteien ſo die Koſten der 

Zureiſe aus weiter Ferne erſparen. Wegen der Koſten⸗Ermaͤßigung der vor⸗ 

geſetzten Behörden ſoll den Kquidanten die Beſchwerde nur dann geſtattet ſeyn, 

wenn fie darthun, daß jene Feſtſetzungen klaren und beſtimmten Vorſchriften zu⸗ 
widerlaufen oder dabei nicht bloß im arbitrio gefehlt, vielmehr offenbar will⸗ 

kuͤhrlich verfahren iſt. x 


$. 13. 
Dagegen follen denjenigen Kommiſſarien, welche fih durch Abmachung Geatififatio- 


einer ungewöhnlichen Zahl oder zweckmaͤßige Bearbeitung und Foͤrderung beſon⸗ gezeſchnete n 
ders ſchwieriger und weit ausſehender Auseinanderſetzungen, durch geſchickte Ein⸗Kommiffarienz 
leitung derſelben, durch beſonders zweckmaͤßige Planlagen, durch geſchickte Ber 
handlung der Parteien, durch vergleichsweise Beilegung alter oder ſonſt hart⸗ 
naͤckig gefuͤhrter Streitigkeiten, insbeſondere wegen der Theilnehmungsrechte und 
deren Umfanges oder anderer ſehr zweifelhafter Punkte, uͤberhaupt durch beſon⸗ 
ders tuͤchtige und erfolgreiche Arbeit und den dabei bewieſenen Fleiß auszeich⸗ 
ua außerordentliche Remunerationen aus dem Grdtififations- Fonds zu Theil 
erden. 5 a 
Auch ſollen denjenigen Kommiſſarien, welche bei den ihnen uͤbertragenen 
Gehalten dadurch, daß ihnen ungewoͤhnlich viele, durch Pauſchſaͤtze remunerirte 
Geſchaͤfte anheimfallen, oder ſonſt gegen andere in Nachtheil geſtellt ſind, billige 
Entſchädigungen aus demſelben Fonds bewilligt werden. 147 41 
Go. 1714.) i Ee 2 Den 
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Den Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden werden zu dergleichen ertraordinairen 
Gratifikationen beſondere Fonds uͤberwieſen werden, innerhalb deren Grenzen ſie 
daruͤber nach eigenem Ermeſſen disponiren koͤnnen. 


K. 14. 


ungleichen der Die Feldmeſſer und Reviſoren beziehen die nach dem Regulativ den In⸗ 
Feldimeſſer. tereſſenten für ihre Arbeiten u. ſ. w. in Anſatz zu bringenden Koſten. Auch ſol⸗ 
len denjenigen Feldmeſſern, welche ſich im Geſchaͤftsbetriebe der Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗Behoͤrden durch Fleiß, Genauigkeit und Sauberkeit ihrer Arbeiten aus⸗ 
zeichnen, und an der guͤtlichen und zweckmaͤßigen Abmachung der Auseinander⸗ 
ſetzungen weſentlichen Antheil haben, ebenfalls extraordinaire Gratifkationen zu 
Theil werden, die jedoch von den Behoͤrden bei dem Miniſterio beſonders in 

Antrag zu bringen ſind. 8 


b. 15. 


Ausgleichung Die Parteien entrichten die ihnen obliegenden Koſten nach Inhalt des 
Graliſtancen Negulativs unabhängig von den an die Kommiſſarien, je nach deren beſonderer 
nen. Stellung, zu zahlenden Diaͤten; auch treffen die Zuſchuͤſſe und außerordentlichen 

Remunerationen, welche in den Faͤllen der $$. 6. 9. 10. 13. 14. den Kommiſ⸗ 
ſarien, Feldmeſſern und Protokollfuͤhrern zu gewaͤhren ſind, nicht die Parteien; 
vielmehr ſind es die allgemeinen Fonds, welche aus den von den Parteien ein⸗ 
gezogenen Koſten und den Zuſchuͤſſen der Staats⸗Kaſſen hervorgehen, durch welche 
jene Ausgleichungen bewirkt werden. 


$. 16. 


SA Auch außer den in dem F. 213. der Verordnung vom 20ſten Juni 1817. 
Ma beſtimmten Faͤllen ſollen Koſten⸗Erlaſſe ſtattfinden, wenn die Koſten im Ver⸗ 
ö gleich mit dem Werthe des Gegenſtandes der Auseinanderſetzung ohne beſonde⸗ 
res Verſchulden der Parteien ungewoͤhnlich hoch fallen. Fuͤr den Betrag der 
den Provinzial- Behörden zur Deckung der Ausfälle uͤberwieſenen Mittel koͤn⸗ 
nen fie dergleichen Erlaſſe bis zum Belaufe von Funfzig Thalern ſelbſt bewilli⸗ 
gen. Insbeſondere wird ihnen die Befugniß eingerdumt und zur beſonderen 
Pflicht gemacht, bei Objekten von Fuͤnfhundert Thalern und darunter, den Kom⸗ 
miſſarien und Protokollfuͤhrern, ſtatt aller und jeder Koſten, incl. der Diaͤten, 
der Fuhrgelder und ſonſtigen bagren Auslagen, Pauſchſummen von Einem bis 
Funfzig Thalern, je nach dem groͤßern oder geringern Betrage des Objekts, in 
Anſatz bringen zu laſſen, wobei ſich jedoch von ſelbſt verſteht, daß dies ſolchen 
Parteien, welche die Koſtenhaͤufung durch Prozeſſe oder ſonſt durch Mangel 
an Willfaͤhrigkeit verſchuldet haben, nicht zu Statten kommt. Wiefern eine 
ſolche Koſten⸗Ermaͤßigung die Kommiſſarien trifft, iſt im L. 9. beſtimmt. Die 
uͤbrigen Koſten muͤſſen in ſolchem Falle zur Niederſchlagung beſonders liqui⸗ 
dirt werden. 5 i 

n §. 17. > 
für brd eil Im Uebrigen muͤſſen die Provinzial⸗Behoͤrden mit allem Ernſte für die 
bung der Ko- Beitreibung ſowohl der laufenden Regulirungskoſten als der Ruͤckſtaͤnde forgen, 
8 Ne 3 N . 


„ 111 


und die Letztern nicht zu bedeutenden Summen anwachſen laſſen. Koſten⸗Be⸗ 
traͤge und Vorſchuͤſſe, welche innerhalb Jahresfriſt nach der Ankuͤndigung von 
den Intereſſenten nicht beigetrieben werden koͤnnen, ſind der mit der Steuer⸗ 
e des betreffenden Kreiſes beauftragten Behoͤrde zur Einziehung zu 
uͤberweiſen. a 

Dem bereits verſchuldeten Betrage wird alsdann ein ſolcher Theil zu⸗ 
geſetzt, als nach dem Ermeſſen der General-Kommiſſion bis zur Beendigung 
der Auseinanderſetzung wahrſcheinlich noch auflaufen und auf Rechnung des Re⸗ 
ſtanten kommen duͤrfte. Dieſe Koſten-Betraͤge find den Grundſteuern gleich in 
den zur Erhebung der Letztern beſtimmten Terminen einzuziehen, dergeſtalt, daß 
dieſelben nach Maaßgabe ihrer Erheblichkeit und nach den perſoͤnlichen Verhaͤlt⸗ 
niſſen des Belaſteten nach dem Vorſchlage der Kreis⸗Behoͤrde und der Feſt⸗ 
ſetzung der Provinzial-Behoͤrde in drei bis zu zehnjaͤhrigen Terminen erhoben 
und vierteljaͤhrlich zur Kaffe derſelben abgeführt werden. N 


Berlin, den 16ten Juni 1836. 


Der Miniſter des Innern fuͤr die Gewerbe. 
Frh. v. Brenn. 


VB orfejene Inſtruktion wird auf Allerhoͤchſten Befehl Seiner Majeſtaͤt des 
Koͤnigs zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 16ten Juni 1836. 


Der Miniſter des Innern fuͤr die Gewerbe. 
Frh. v. Brenn. 


(No. 1714 — 1715.) (No. 1715.) 
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(No. 1715.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 6ten Mai 1836.) über die Wirkung der von 
den Regierungen innerhalb der Grenzen des, durch die Verordnung vom 
26ſten Dezember 1808. und durch die Inſtruktionen vom 23ſten Oktober 
1817. und 31ſten Dezember 1825. ihnen verliehenen Exekutionsrechtes an⸗ 
geordneten exekutiven Maaßregeln. 


Auf Ihren Bericht vom 15ten v. M. erklaͤre Ich Mich mit Ihrer Anſicht 
einverſtanden, daß den exekutiven Maaßregeln, welche die Regierungen innerhalb 
der Grenzen des durch die Verordnung vom 26ſten Dezember 1808. und durch 
die Inſtruktionen vom 23ſten Oktober 1817. und 31ſten Dezember 1825. geſetz⸗ 
lich ihnen verliehenen Exekutionsrechts anordnen, dieſelbe Wirkung beizulegen ſey, 
die das Geſetz den gerichtlich verfuͤgten Exekutionen beilegte. Da hieruͤber nach 
Ihrer Anzeige bei einer gerichtlichen Behoͤrde ein nicht begruͤndeter Zweifel ent⸗ 
ſtanden iſt, ſo beauftrage Ich Sie, die Gerichte deshalb zu belehren und dieſe 
Order durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 6ten Mai 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats⸗ und Juſtizminiſter Muͤhler. 


(Fo. 1716.) 


— m: 


(No. 1716.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 22ften Mai 1836., die landesherrliche Genehmi⸗ 


gung von Schenkungen und letztwilligen Zuwendungen zu Meſſen betref⸗ 
fend. : N 


35 des Geſchaͤftsganges beſtimme Ich hierdurch, daß in allen 
Faͤllen, in denen Schenkungen und letztwillige Zuwendungen z en nach dem 
Geſetze vom 13ten Mai 1833. der landesherrlichen Genehmigung bedürfen, dieſe 
von jetzt an durch das Miniſterium der geiſtlichen Angelegenheiten ertheilt wer⸗ 
den ſoll. Das Staatsminiſterium hat dieſe, das Geſetz vom 13ten Mai 1833. 


See Anordnung, durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu 
ringen. f | 22 BEE 


Berlin, den 22ſten Mai 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Fo. 171017170 [No. 1717) 
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(Jo. 1717.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Aten Juni 1836.) wegen Aufhebung des fist a⸗ 
! liſchen Vorzugsrechts vor den entfernteren Seitenverwandten bei der In⸗ 
teſtat⸗Erbfolge im Herzogthum Schleſien und in der Grafſchaft Glatz. 


Die in mehreren Theilen und Staͤdten des Herzogthums Schleſien und der 
Grafſchaft Glatz zufolge älterer Geſetze und Statuten beſtehende Anordnung, wo⸗ 
durch die Inteſtat⸗Erbfolge der Blutsverwandten in der Seitenlinie auf gewiſſe 
Grade beſchraͤnkt iſt und die entfernteren Seitenverwandten durch den Fiskus 
ausgeſchloſſen werden, will Ich nach dem Antrage des Staats miniſteriums hier⸗ 
mit aufheben und in Uebereinſtinmmung mit dem Allgemeinen Landrecht Thl. II., 
Tit. 3., 68. 46. u. f. und Tit. 16. $$. 4. 16. u. f. verordnen, daß eine Verlaſ⸗ 
ſenſchaft nur dann als erblos angeſehen werden ſoll, wenn der ohne letztwillige 
Disposition Verſtorbene überhaupt keine Blutsverwandten und keinen Chegatten 
i hat. Dieſe Beſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu 
machen. 5 


Berlin, den Aten Juni 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


